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Im Homer: des Deutschen Vfolkes 

In der strajSache gegen AI | G 
Dienstmagd in Hefkírchen a.d.T†attnnch, 
wegen Vergehens nach §' 4 Abs.1 VO zur Ergänzung der strafbar= 
schuften zum Schutz der Fehrkrqft Dee Deutschen Volkes vom 
25.Nbvember 1919 RGB1 I $.2519 

. 

hat das Reichsgericht, 6.Strqfsenat, in der Sitzung vom 
2„ Dezember l941,an der teilgenommen haben 

als Richter: 
der senatsprästdent Dr.Lißbauer 
und die Re tchsgeríchtsräte Dr.Köllensperger, 
Dr.Zeidler, Luschin und Grafen, 

als Beamter der Staatsanwaltschqft: 
der Oberstaatsanwalt SbNiekert, 

als Urkundsbeamter der Geschäftsstelle: 
der Sekretär Kbklak, . 

auf die gemäß §' 34 zuezvo erhobene Nächtígkeitsbeschwerde des 
Oberreichsanwalts nach mUndl Toner Verhandlung für Recht er: 
kennt ' 

Das Urteil des sbndergericNtes L í n z vom l9.Jbnt 1941 wird 
aufgehoben. 

Anna Gerhardínger wird wegen Verbrechens nach § 4 Abs.1 VO 
zur Ergänzung der StrafVorschriften zum Schutze der fienrkrqft des 
Deutschen Volkes uam 25.November 1959 R651 I s;23L9 verurteilt. 

Die Suche wird zu neuer Verhandlung und Entscheidung, die 
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sich auf die Strajfestsetzwıg und den Ausspruch Uber die Kosten 
des Strafverfahrens zu beschränken hat, an das Erstgericht zurück- 
verwiesen. 

Von Rechts wegen 
Grunde 

Inch den .Feststellungen des Sbndergeriehts hat die am ı7.Ju1 ı 
1922 geborene Angeklagte, die als leiehtstnntg und männersücht ig 
gilt, in der Zeit von Hatte Januar bis ENde .Februar 1941 trotz 
Verwarnung ihres Dienstgebers mit einem auf dessen Anwesen be= 
schdftigten ,französischen Kriegsgefangenen, dem sie sich aufge= 
drängt hatte, ungefähr 15 mal geschlechtlich verkehrt und ist von 
diesem auch geachwångert worden. Das Sondergericht hat die Ange= 
klagte wegen Vergehens des verbotenen Lmgangs mit Kr tegsgefangenmr 
nach 5 4 Abs.1 VO vom 25. Nbvember 1959 Rest I 522319 zu 6 .fionatwı 
Gefängnis verurteilt. Bus Urteil ist rechtskräftig. 

Die auf § 34 ZustVO gestUtzte Nicht ígkei tsbeschwerde des Ober-1 
reichsanwalts macht geltend, das Scndergericht hätte untersuchen. 
mussen, ab nicht ein schwerer .Fall vorliege. Die àächtprujung 

. 

dieser .Frage lasse das Urteil „Fehlerhaft und ungerecht erscheinen. 
In der Tat hat das Sandergerícht die .Frage des Vorliegens 

eines schweren .Falles unerörtert gelassen. Jedoch reichen die feu- 
stellungen des UrteilS zur Beurteilung dieser .Frage aus. 

nach der ständigen Rechtsprechung des Reíchsgerichts ist ein 
besonders schwerer Fuıı - dasselbe muß auch für den ~schweren Idyll 
gelten - dann anzunehmen, wenn sich die zu: einigermaßen deutlich 
von dem gewöhnlichen Bild einer strafbaren Handlung derselben Art 
in einer den Täter belastenden Heise unterscheidet. Hierbei ist 
die Tat in ihrer Gesamtheit und insbesondere auch die Persönlich= 
zeit des Täters zu würdigen. 

Noch §' 4 Abs.1 der bezogenen VO macht sich strafbar, wer von= 
sätzlich gegen eine zur Regelung des Umgangs mit Kriegsgefangenen 
erlassene Vorschrift verstoßt „oder sonst mit einem KriegsgefaflOe= 
neu in einer Weise Umgang pflegt, die das gesunde Volksempfinden 
gröblich verletzt". Die Verordnung vom 1l.üai'l94o R081 I 3.759 
hat jeden Umgang mit Kriegsgefangenen und Jede Beziehung zu ihnen 
untersagt, sofern nicht ein solcher Umgang durch die Ausübung einer 
Dienst- oder Berufsμflícht oder durch ein Arbe itsverhältnis zwaflfls' 
läufig bedingt ist, auch in diesen Fällen ist der Umgang auf das 
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notwendigste Haß zu beschränken. Grundsätzlich ist daher jeder Vor; 
kehr mit einem Kriegsgefangenen verboten. um so mehr muß dies von 
einem Geschlechts verkehr einer Deutschen mit einem .Kriegsgefangenen 
gelten; ein solcher Verkehr verletzt das gesunde Velksempfinden 
gröblich. Die Tut der Angeklagten reicht aber sowohl nach ihrem 
äußeren aíıa als auch nach der Persönlichkeit der Angeklagten aber 
den Durchschnitts all eines Umganges, der das gesunde Volksempfin= 
den ,gröblich verletzt, hinaus. Denn die Angeklagte hat trotz Ver: 
Warnung ihres Dienstgebers, also in Kenntnis des Verbotes, ungefähr 
15' mal mit einem Kriegsgefangenen, dem sie sich aufgedrängt hat, 
geschlechtlich verkehrt. Ihre zu: ist besonders verwenflieh, weil 
die Angeklagte hierdurch ein besonderes Haß von flürdelesigkeit und 
von üißachtung der ihr durch ihre Volkszugehörigkeit im Kriege auf: 
erlegten .Rflíchten bewiesen hat. Die Tat steht auch in keinem wi= 
derspruch zur .Persönlichkeit der Angeklagten, die als leichtsinnig 
und männersuchtig geschildert Wird und trotz der ihr erteilten Er: 
Mahnungen vom Umgang mit dem Kriegsgefangenen nicht abgelassen, 
sondern ihn geradezu gesucht hat. Die im Urteil angeführten Milde= 
rungsumstände, ,zu denen noch der Mangel einer entsprechenden Er: 
Ziehung und die innere Hbltlasigkeit den Angeklagten hinzukommen 
mögen, liegen zwar vor, sie können jedoch an der Beurteilung der 
Tut, die Uber den Regelfall eines verbotenen Umgangs mit Kriegs- 
gejangenen hinausgeht, als schwerer .Fall nichts ändern. 

5' 4 Abs.1 VO uam E51 Awvember 1939 R081 I $;2319 droht als 
Strafe Gefängnis, in schweren Füllen Zuchthaus an. maßgebend für 
die .Einreihung einer Straftat, die in einer in den Re ichsgauen der 
Ostmark anzuwendenden rezhsrechtl chef Vorschrift mit Stnqfe be= 
droht ist, in eine der vier Gruppen des österreichischen Landes- 
rechts (Verbrechen, Vergehen, Übertretungen und PerwaltungsUber- 
tretungen) ist seit dem Inkrafttreten der Verordnung vom 20.Hfirz 
1.941 R681 I S. .264 da' nach ad* t'e'1bhsrecntl chef Strafvorschrift im e inzel= 
nen .Fall anzuwendende ardentl ich oder außerordentliche StrqfraMmen 
auch wenn dessen Anwendung nur von dem Vorliegen eines besonders 
schweren oder besonders leichten Falles oder eines anderen durch 
eine Ehrl iche Wendung bezeichneten unbekannten zrscNwerungss oder 
Uilderungcumstandes abhängt (vgl. erst Bd. 25 szene/249), 

Da ein schwerer .Fall vorliegt, war~die Angeklagte nicht wegen 
VergehenS, sondern wegen Verbrechens nach § 4 Abs.1 VO vom 25. ob= 
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Member 1939 RGB1 I S. 2319 sehuldip zu sprechen. . 
D i e  Feufestsetzunø der  Strafe und d i e  Entscheidung Uber d 

Kasten  des Strafverfahrens b l e i b t  dem Sandergeríeht überlassen 

X61 lensp eng e r Ze id le r  geh.  Lißbauer 
Luschin Orahn 


